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Gesetz
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes und

des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes
Vom 5. Mai 2004

Der Sächsische Landtag hat am 18. März 2004 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Abgeordnetengesetzes

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Säch-
sischen Landtages (Abgeordnetengesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. Juli 2000 (SächsGVBl. S. 326), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 20. Mai 2003 (SächsGVBl. S. 135),
wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 2 werden nach den Worten „für den Präsidenten“
die Worte „und je Fraktion einen Fraktionsvorsitzenden“ ein-
gefügt.

2. § 6 Abs. 6 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Worte „die anderen Mitglieder des
Präsidiums in Höhe von je 153,39 EUR,“ gestrichen.

b) Satz 3 wird gestrichen.

3. In § 8 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort „einbehalten“ die
Worte „ ; finden mehrere Sitzungen an einem Tag statt, so er-
folgt der Einbehalt nur einmal“ eingefügt.

4. In § 17 Abs. 4 wird das Wort „und“ durch das Wort „bis“ er-
setzt.

Artikel 2
Änderung des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes

Das Gesetz zur Rechtsstellung und Finanzierung der Fraktionen
des Sächsischen Landtages (Fraktionsrechtsstellungsgesetz)
vom 24. August 1998 (SächsGVBl. S. 459, 1999 S. 130), ge-

ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. Juni 2001
(SächsGVBl. S. 426), wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird aufgehoben.
b) Absatz 4 wird Absatz 3.

2. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert:
aa) Buchstabe a wird gestrichen.
bb) Die Buchstaben b bis f werden die Buchstaben a bis e.

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 3 Absatz 4 Satz 3“ durch
die Angabe „§ 3 Abs. 3 Satz 3“ ersetzt.

Artikel 3
In-Kraft-Treten

Die Artikel 1 Nr. 1 und 2 sowie Artikel 2 treten am 1. Okto-
ber 2004 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach
seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu ver-
künden.

Dresden, den 5. Mai 2004

Der Landtagspräsident
Erich Iltgen

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister der Justiz
Dr. Thomas de Maizière

Gesetz
zur Änderung des Sächsischen Ausführungsgesetzes

zum Bundesausbildungsförderungsgesetz
Vom 23. April 2004

Der Sächsische Landtag hat am 18. März 2004 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Das Sächsische Ausführungsgesetz zum Bundesausbildungsför-
derungsgesetz (SächsAG – BAföG) vom 7. Januar 1993
(SächsGVBl. S. 16), geändert durch Artikel 29 der Verordnung
vom 10. April 2003 (SächsGVBl. S. 94, 97), wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes (BAföG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. Juni 1983 (BGBl. I S. 645, ber. S. 1680), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 19. Juni 1992 (BGBl. I
S. 1062),“ durch die Worte „Bundesgesetzes über individu-
elle Förderung der Ausbildung (Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz – BAföG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 6. Juni 1983 (BGBl. I S. 645, 1680), das zuletzt durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I
S. 3022, 3062) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung,“ ersetzt.

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Bei den Landkreisen und Kreisfreien Städten werden
Ämter für Ausbildungsförderung errichtet. Sie erfüllen die
ihnen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz oblie-
genden Aufgaben als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach
Weisung. Das Weisungsrecht ist unbeschränkt. Die Fachauf-
sicht führt das Sächsische Landesamt für Ausbildungsförde-
rung. Die Landkreise und Kreisfreien Städte erhalten für die
aus der Übertragung der Aufgaben nach diesem Gesetz ent-
stehende Mehrbelastung einen finanziellen Ausgleich im
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs. Das Staats-
ministerium für Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt,
nach Anhörung der betroffenen Landkreise und Kreisfreien
Städte für mehrere Landkreise, mehrere Kreisfreie Städte
oder mindestens einen Landkreis und eine Kreisfreie Stadt
ein gemeinsames Amt für Ausbildungsförderung durch
Rechtsverordnung zu errichten. Die Rechtsverordnung legt
fest, bei welcher Gebietskörperschaft durch Neuordnung der
örtlichen Zuständigkeit eine Mehr- oder Minderbelastung
eintritt, und regelt die Ausgleichszahlung zwischen den betei-
ligten Gebietskörperschaften.“
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3. Dem § 3 werden folgende Absätze 7 und 8 angefügt:
„(7) Abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes für den Freistaat Sachsen
(SächsVwVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
10. September 2003 (SächsGVBl. S. 620), in der jeweils gel-
tenden Fassung, sind für die Leistungsbescheide der Studen-
tenwerke die Finanzämter Vollstreckungsbehörden. Örtlich
zuständig ist das Finanzamt, in dessen Bezirk der Schuldner
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohnsitzes sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat der Schuldner im Frei-
staat Sachsen weder einen Wohnsitz noch einen gewöhn-
lichen Aufenthalt, ist das Finanzamt, in dessen Bezirk das
Studentenwerk seinen Sitz hat, örtlich zuständig.
(8) Das Studentenwerk Chemnitz-Zwickau ist zuständig für
die Ausbildungsförderung in den durch § 1 Abs. 1 Nr. 14 der
Verordnung über die örtliche Zuständigkeit für Ausbildungs-
förderung im Ausland vom 6. Januar 2004 (BGBl. I S. 42) be-
stimmten Ländern.“

Artikel 2
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu ver-
künden.

Dresden, den 23. April 2004

Der Landtagspräsident
Erich Iltgen

Der Ministerpräsident
Prof. Dr. Georg Milbradt

Der Staatsminister
für Wissenschaft und Kunst
Dr. Matthias Rößler

Zweites Gesetz
zur Änderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

Vom 23. April 2004

Der Sächsische Landtag hat am 18. März 2004 das folgende Ge-
setz beschlossen:

Artikel 1
Das Richtergesetz des Freistaates Sachsen (SächsRiG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Februar 1997
(SächsGVBl. S. 117), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 12. März 2002 (SächsGVBl. S. 108, 110), wird wie folgt
geändert:

1. In § 3 werden nach demWort „Richtergesetz“ dieWorte „in
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972
(BGBl. I S. 713), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 11. Juli 2002 (BGBl. I S. 2592), in der jeweils gel-
tenden Fassung,“ eingefügt.

2. In § 5 Abs. 4 wird die Angabe „§ 1 Schwerbehinderten-
gesetz“ durch die Worte „§ 2 Abs. 2 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen – (Artikel 1 des Gesetzes vom
19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 1047), zuletzt geändert
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003
(BGBl. I S. 3022, 3056), in der jeweils geltenden Fassung,“
ersetzt.

3. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Die Worte „Die oberste Dienstbehörde“ werden

durch dieWorte „Das Staatsministerium der Justiz“
ersetzt.

bb) Nach dem Wort „Versetzung“ werden die Worte „ ,
einer Abordnung“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19. April 1972 (BGBl. I S. 713),
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
2. September 1994 (BGBl. I S. 2278, 2292),“ gestrichen.

4. § 8 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Worte „desselben Gerichtszwei-
ges“ durch die Worte „derselben Gerichtsbarkeit“ er-
setzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „desselben Gerichtszwei-
ges“ durch die Worte „derselben Gerichtsbarkeit“ er-
setzt.

5. In § 8a Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „16. Juni 1994
(SächsGVBl. S. 1153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 10. Dezember 1998 (SächsGVBl. S. 665)“
durch die Worte „14. Juni 1999 (SächsGVBl. S. 370, 2000
S. 7), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. März 2002
(SächsGVBl. S. 108) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung“ ersetzt.

6. In § 8b Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „desselben Gerichts-
zweigs“ durch die Worte „derselben Gerichtsbarkeit“ er-
setzt.

7. Nach § 8b wird folgender § 8c eingefügt:
„§ 8c

Altersteilzeit
(1) Richtern ist auf Antrag, der sich auf die Zeit bis zum
Beginn des Ruhestands erstrecken muss, Teilzeitbeschäfti-
gung als Altersteilzeit mit der Hälfte des bisherigen Diens-
tes, höchstens der Hälfte des in den letzten zwei Jahren vor
Beginn der Altersteilzeit regelmäßigen Dienstes zu bewilli-
gen, wenn
1. das Aufgabengebiet des richterlichen Amtes Altersteil-
zeit zulässt,

2. der Richter das 55. Lebensjahr vollendet hat,
3. er in den letzten fünf Jahren vor Beginn der Altersteilzeit
drei Jahre mindestens teilzeitbeschäftigt war,

4. die Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2010 beginnt und
5. zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.
Ein Antrag auf Altersteilzeit mit weniger als der Hälfte der
regelmäßigen Dienstzeit ist nur zulässig, wenn die Zeiten
der Freistellung in der Weise zusammengefasst werden,
dass der Richter zuvor Dienst mit mindestens der Hälfte des
regelmäßigen Dienstes leistet; dabei bleiben Teilzeitbe-
schäftigungen mit geringfügig verringerter Dienstzeit außer
Betracht.
(2) § 8b Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 3 gilt entsprechend.
(3) § 143a Abs. 3 und 4 SächsBG findet mit der Maßgabe
Anwendung, dass im Falle des dortigen Absatzes 3
Buchst. b der Richter bereits bei Antritt der Altersteilzeit er-
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